
  

Diskriminierung von Islamgläubigen

Leitartikel hebt die Religion vermuteter Straftäter hervor

n einem Leitartikel unter der Überschrift „Oh, du verflixte Einfalt, du!“ äußert sich der
Chefredakteur einer Regionalzeitung über die Kriminalität in Deutschland. Der
Beitrag enthält folgende Passage: „Namentlich Prostitution und Drogenhandel, die
national wie international überragend einträglichen „Geschäftszweige“ des bestens
organisierten Verbrechens, beherrschen hier im noch immer abenteuerlich
gutgläubigen und daher leider ziemlich schlafmützigen Deutschland fast
ausschließlich ausländische Schwerkriminelle: Russen und Tschetschenen sowie
erklärtermaßen islamgläubige Albaner, Kurden, Türken, Afghanen und Afrikaner
unterschiedlicher Nationalität“. Einen Leser der Zeitung stört vor allem der Begriff
„islamgläubig“. Es sei offensichtlich, schreibt er in seiner Beschwerde beim
Deutschen Presserat, dass der Verfasser den Zusatz „islamgläubig“ nur gewählt
habe, um diese Glaubensrichtung als besonders kriminalitätsanfällig zu
diskriminieren. Die Chefredaktion der Zeitung erklärt in ihrer Stellungnahme, dass
gerade auch in der in Deutschland mindestens dreieinhalb Millionen umfassenden
Bevölkerungsgruppe aus dem islamischen Kulturkreis sich die Fälle schwerer und
schwerster Kapitalverbrechen häuften. Dabei beriefen sich die Täter ausdrücklich auf
ein sogen. Recht auf Rache. In der nationalen wie internationalen
Presseberichterstattung werde authentisch belegt, dass sogar hohe Amtsträger in
überwiegend oder fast vollständig islamisch geprägten Ländern unverhohlen dazu
aufrufen, „die Dekadenz in den Ländern der Ungläubigen“ zu beschleunigen.
Diesem Ziel diene es auch, dass immer mehr Rauschgift aus den einschlägigen
Anbauländern speziell nach Europa und nach Nordamerika transportiert würden.
Denn dies, so hoffe man, werde den Untergang der christlich-abendländischen Kultur
in der gewünschten Weise vorantreiben. Fakt sei, dass inzwischen schon mehr als
40 Prozent des für Europa und die USA bestimmten Heroins im moslemisch
dominierten Kosovo umgeschlagen würden. Zudem kämen bereits drei Viertel der
nach Europa transportierten Drogen heute aus der zu fast 100 Prozent islamisch
beherrschten Türkei. (2000)

Der Presserat sieht keine Notwendigkeit, auf die Religion von möglichen Straftätern
hinzuweisen. Mit dem selektiven Hinweis des Autors auf die Religion vermuteter
Täter werden die Anhänger dieser Religion insgesamt diskriminiert. Das Gremium
erkennt in der Veröffentlichung einen Verstoß gegen Ziffer 12 des Pressekodex und
spricht eine Missbilligung aus. (B 92/00)
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